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 Antrag zur IPPNW-Mitgliederversammlung am 10. Mai 2025 
 
Vorschlag für eine Geschäftsordnung für die Mitgliederversammlung der  

„Deutschen Sektion der Internationalen Ärzt*innen für die Verhütung des Atomkrieges 
(IPPNW) / Ärzt*innen in sozialer Verantwortung e.V.“ 

in der Fassung vom 10. Mai 2025  

entsprechend §6 Abs. 7 der Satzung der IPPNW vom 27. April 2024 

 

§ 1 Geltungsbereich und Aufgabe 

Die Geschäftsordnung gilt für ordentliche und außerordentliche Mitgliederversammlungen der 
Deutschen Sektion der Internationalen Ärzt*innen für die Verhütung des Atomkrieges (IPPNW) / 
Ärzt*innen in sozialer Verantwortung e. V. (im folgenden „IPPNW“). 

Die Mitgliederversammlung erörtert die abgelaufenen, laufenden und anstehenden Aktivitäten der 
IPPNW und kann hierzu Beschlüsse fassen. Zu ihren Befugnissen gehört insbesondere  

a) Entgegennahme des Jahresberichts des Vorstands; Entlastung des Vorstands  
b) Festsetzung der Höhe und der Fälligkeit der jährlichen Mitgliedsbeiträge  
c) Auswahl und Berufung der Mitglieder sowie Vertretungsmitglieder des Vorstands  
d) Wahl und Abberufung der*des International Councillor und seiner*ihrer Vertretung  
e) Beschlussfassung über Änderungen der Satzung und über die Auflösung des Vereins  
f) Ernennung von Ehrenmitgliedern des Vereins und Ehrenmitgliedern des Vorstands.  

Darüber hinaus ist die Mitgliederversammlung befugt, alle Angelegenheiten ‐ auch wenn sie in den 
Zuständigkeitsbereich des Vorstands fallen ‐ zu beraten, Empfehlungen an den Vorstand zu 
beschließen und eigene Beschlüsse zu fassen. 

 

§ 2 Einberufung 

(1) Die Mitgliederversammlung wird nach mehrheitlichem Beschluss des Vorstands von den 
Vorsitzenden des Vereins einberufen. Eine außerordentliche Mitgliederversammlung wird 
einberufen, wenn der Vorstand mehrheitlich eine außerordentliche Mitgliederversammlung 
für erforderlich hält oder wenn mehr als ein Zehntel der Vereinsmitglieder dies unter 
Kennzeichnung der Beratungsgegenstände schriftlich beantragt. 

(2) Die Einladung mit der Angabe von Zeit und Ort der Mitgliederversammlung sowie die 
Tagesordnung und Beratungsunterlagen werden jedem Mitglied mindestens fünf Wochen 
vor dem Sitzungstag, bei außerordentlichen Mitgliederversammlungen so bald wie möglich 
übersandt. Die Bekanntmachung erfolgt darüber hinaus auf der Website des Vereins. 

(3) Zutritt zur Mitgliederversammlung haben alle Mitglieder, Ehrenmitglieder und 
Fördermitglieder des Vereins sowie die Mitarbeiter*innen der Geschäftsstelle, sofern für die 
Sitzung von der jeweiligen Mitgliederversammlung nichts anderes mehrheitlich beschlossen 
wird.  
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§ 3 Tagesordnung 

(1) Die Tagesordnung wird vom Vorstand festgelegt und kann von diesem jederzeit ergänzt oder 
geändert werden.  

(2) Die Teilnehmenden der Mitgliederversammlung können eine Änderung oder Ergänzung der 
Tagesordnung beantragen. Entsprechende Anträge sind zu begründen und mindestens 
sieben Tage vor der Versammlung über die Geschäftsstelle beim Vorstand einzureichen. Der 
Vorstand hat die Anträge auf die Tagesordnung zu setzen, sofern sie von mindestens zehn 
Vereinsmitgliedern unterzeichnet sind; sie sind den Teilnehmenden der 
Mitgliederversammlung spätestens zu Beginn der Sitzung bekannt zu geben.  

(3) Bei Anträgen zur Änderung oder Ergänzung der Tagesordnung, die weniger als sieben Tage 
vor der Versammlung eingereicht wurden, entscheiden die Teilnehmenden der 
Mitgliederversammlung zu Beginn der Sitzung mehrheitlich, ob und an welcher Stelle sie in 
die Tagesordnung aufzunehmen sind.  

(4) Während der Sitzung kann die Tagesordnung durch Mehrheitsbeschluss erweitert oder in 
ihrer Reihenfolge geändert werden.  

(5) Sind bei der letzten Mitgliederversammlung Anträge an den Vorstand verwiesen worden, ist 
der Tagesordnungspunkt „Bericht zu verwiesenen Aufträgen“ aufzunehmen.   

 

§ 4 Leitung der Mitgliederversammlung 

(1) Die Vorsitzenden des Vereinsvorstands eröffnen die Mitgliederversammlung und übergeben 
an die Versammlungsleitung, die aus den Reihen der anwesenden Mitglieder gewählt wird. 
Die Versammlungsleitung eröffnet und schließt die Versammlung und hat für den 
ordnungsgemäßen Ablauf der Sitzung zu sorgen und kann diese auch auf Antrag 
unterbrechen. Die Versammlungsleitung eröffnet und schließt die Aussprache zu jedem 
Verhandlungsgegenstand, der auf der Tagesordnung aufgenommen ist. 

(2) Bei einer Mitgliederversammlung mit Wahl des Vorstandes wird für den Tagesordnungspunkt 
der Wahlen eine Versammlungsleitung aus Personen gewählt, die nicht für die 
Vorstandswahlen antreten.  

(3) Nach der Eröffnung der Versammlung wird die Beschlussfähigkeit der 
Mitgliederversammlung festgestellt. Die Beschlussfähigkeit ist unabhängig von der Zahl der 
Teilnehmenden gegeben, wenn eine ordnungsgemäße Ladung zur Mitgliederversammlung 
erfolgte.  

(4) Die Versammlungsleitung hat die Pflicht, Redner*innen, die nicht zur Sache sprechen, hierauf 
aufmerksam zu machen und kann ihnen im Wiederholungsfall das Wort entziehen. Sie hat 
Redner*innen, die durch persönliche Beleidigungen oder in anderer Weise gegen den Ablauf 
der Mitgliederversammlung verstoßen, zur Ordnung zu rufen. Den Betroffenen steht gegen 
diese Maßnahmen der Versammlungsleitung der Einspruch an die Versammlung zu, die nach 
einer Gegenrede sofort und endgültig entscheidet.  
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§ 5 Protokoll der Mitgliederversammlung 

Mitarbeitende der Geschäftsstelle der IPPNW führen die Anwesenheitsliste und fertigen ein Protokoll 
der Mitgliederversammlung. Das Protokoll muss Ort und Zeit der Mitgliederversammlung sowie den 
Wortlaut der Anträge und der Beschlüsse und das Abstimmungsergebnis wiedergeben. Das Protokoll 
ist vom dem/der Protokollführerenden und der Versammlungsleitung zu unterzeichnen und dem 
Vorstand in der auf die Mitgliederversammlung folgenden Sitzung zur Abstimmung vorzulegen. Das 
Protokoll kann von jedem Mitglied des Vereins und den Teilnehmenden der Mitgliederversammlung 
eingesehen werden.  

 

§ 6 Beschlussfassung  

(1) Zur Beschlussfassung gelangen Anträge und Angelegenheiten, die mindestens drei Wochen 
vor der Mitgliederversammlung in der Geschäftsstelle oder beim Vorstand schriftlich 
eingereicht wurden. Anträge zur Änderung der Satzung müssen mindestens sechs Wochen 
vor der Mitgliederversammlung eingereicht werden, Änderung zur Auflösung des Vereins 
mindestens 24 Wochen vor der Mitgliederversammlung. 

(2) Über die Zulassung von Anträgen zur Beschlussfassung, die aufgrund besonderer 
Dringlichkeit oder anderer Gründe erst während der Versammlung eingebracht werden, 
entscheidet eine Antragskommission, die vom Vorstand aus zwei Mitgliedern des Vorstandes  
gewählt wird und die rein sachliche Richtigkeit der schriftlich einzureichenden Anträge prüft. 
Kommt die Antragskommission zu keinem übereinstimmenden Beschluss, wird der Antrag in 
der nächsten Sitzung des Vorstandes behandelt. 

(3) Unter einem Tagesordnungspunkt „Verschiedenes“ können keine Beschlüsse mit Ausnahme 
von Geschäftsordnungsbeschlüssen gefasst werden.  

 

§ 7 Anträge zu Tagesordnungspunkten 

(1) Anträge zu Tagesordnungspunkten sollen dem Vorstand schriftlich übergeben und 
baldmöglichst der Mitgliederversammlung mitgeteilt werden. Es sind Sachanträge und 
Geschäftsordnungsanträge zulässig.  

(2) Nach Schluss der Aussprache über einen Tagesordnungspunkt sind Anträge hierzu nicht mehr 
zulässig. 

 

§ 8 Worterteilung 

(1) Zum Wort berechtigt sind Mitglieder, Ehrenmitglieder und Fördermitglieder des Vereins, 
Mitglieder der Geschäftsstelle, geladene Personen mit Zustimmung der 
Versammlungsleitung und weitere Personen mit Zustimmung der Teilnehmenden der 
Mitgliederversammlung. 

(2) Wer sprechen will, hat sich bei der Versammlungsleitung in der Regel durch Handaufheben 
zu melden. Redner*innen erhalten das Wort in der Reihenfolge ihrer Meldung.  

(3) Die Redner*innenliste ist in geeigneter Form auf Wunsch der Mitgliederversammlung 
bekannt zu geben. 

(4) Außer der Reihe erhält das Wort nach Zustimmung der Versammlungsleitung 
a. die Versammlungsleitung 
b. die Vorsitzenden des Vereins 
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c. Berichterstattende 
d. wer zur Geschäftsordnung sprechen will 

(5) Grundsätzlich sollen Redner*innen mit Ausnahme von Berichterstatter*innen nicht länger als 
drei Minuten reden. 

(6) Zu persönlichen Erklärungen wird das Wort erst nach beendeter Aussprache erteilt. 

 

§ 9 Geschäftsordnungsanträge 

Anträge zur Geschäftsordnung sind während der Debatte zulässig und müssen vorrangig behandelt 
werden. Antragstellende sollen der Versammlungsleitung einen Geschäftsordnungsantrag in der 
Regel durch Aufhebung von zwei Händen anzeigen. 

(1) Als Geschäftsordnungsanträge sind zulässig: 

a) Antrag auf Nichtbefassung 

b) Antrag auf Vertagung 

c) Antrag auf Unterbrechung der Sitzung 

d) Antrag auf Begrenzung der Redezeit 

e) Antrag auf Verweisung an den Vorstand 

f) Antrag auf Schluss der Aussprache 

g) Antrag auf Schluss der Redner*innenliste 

h) Antrag zum Abstimmungsverfahren 

i) Antrag auf Änderung der Abstimmungsfrage 

j) Antrag auf vorzeitiges Ende der Mitgliederversammlung 

(2) Die Versammlungsleitung gibt einer/m Redner*in für, einer/m gegen den 
Geschäftsordnungsantrag das Wort. Dabei hat die inhaltliche Gegenrede Vorrang vor der 
formalen Gegenrede. 

 

§ 10 Abstimmungen zu Tagesordnung und Anträgen 

(1) Bei Abstimmungen zu Anträgen und der Tagesordnung der Mitgliederversammlung sind mit 
jeweils einer Stimme Mitglieder und Ehrenmitglieder des Vereins berechtigt. 

(2) Vor Beginn der Abstimmung kann geheime oder namentliche Abstimmung verlangt werden. 
Die Entscheidung hierzu wird mehrheitlich von den Teilnehmenden der 
Mitgliederversammlung getroffen. 

(3) Vor der Abstimmung zu Anträgen muss deren genauer Wortlaut in geeigneter Weise zur 
Kenntnis gebracht werden. Die Fragen zur Abstimmung über die Anträge werden so gestellt, 
dass sie mit Ja oder Nein beantwortet werden können. Über den weitergehenden Antrag soll 
vor dem weniger weitgehenden, über den sachlichen Änderungsantrag vor dem Hauptantrag 
abgestimmt werden. 

(4) Über Anträge zur Geschäftsordnung ist vor den Sachanträgen zu entscheiden. 
(5) Sofort nach der Antragstellung wird abgestimmt über: 
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a) Antrag auf Nichtbefassung 

b) Antrag auf Vertagung 

c) Antrag auf Unterbrechung der Sitzung 

d) Antrag auf Begrenzung der Redezeit 

e) Antrag auf Schluss der Aussprache 

f) Antrag auf Schluss der Redner*innenliste 

Über andere Anträge wird erst nach Schluss der Aussprache abgestimmt.  

 
(6) Die Abstimmung beginnt, sobald die Versammlungsleitung zur Abgabe der Stimme 

auffordert. Während der Abstimmung sind Wortmeldungen nicht zulässig. 
(7) Die Abstimmung geschieht in der Regel durch Heben der Stimmkarte. Für Sachanträge und 

Geschäftsordnungsanträge entscheidet jeweils die einfache Mehrheit (Stimmenthaltungen 
werden dokumentiert, aber nicht gewertet). Stimmengleichheit gilt als Ablehnung. Ein 
sicheres elektronisches Abstimmungsverfahren ist zulässig.  

(8) Beschlüsse zu Änderungen der Satzung erfordern eine Mehrheit von 3/4 der abgegebenen 
gültigen Stimmen. Beschlüsse zur Auflösung des Vereins erfordern eine Mehrheit von 4/5 der 
abgegebenen gültigen Stimmen. 
 

§ 11 Abstimmung bei Wahlen 

(1) Bei Wahlen sind Mitglieder und Ehrenmitglieder des Vereins mit jeweils einer Stimme 
stimmberechtigt. 

(2) Kandidat*innen erhalten von der Versammlungsleitung die Möglichkeit zur Vorstellung in 
geeigneter Weise. 

(3) Einzelabstimmungen sind nicht zwingend vorgeschrieben, sofern mehrere Vereinsämter zu 
besetzen sind. Eine Gesamtabstimmung über alle Kandidat*innen ist auch in der Weise 
zulässig, dass die Kandidat*innen, die die meisten Stimmen erhalten haben, gewählt sind, 
sofern sie zugleich die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen erreicht haben. Wird 
nicht in allen Fällen diese Mehrheit erreicht, findet ein zweiter Wahlgang statt, bei dem 
diejenigen Kandidat*innen, die in der Reihenfolge der abgegebenen Stimmen die meisten 
Stimmen erhalten haben, in die Vereinsämter, die im ersten Wahlgang noch nicht besetzt 
werden konnten, gewählt worden sind. Bei einer solchen Gesamtabstimmung hat jedes 
stimmberechtigte Vereinsmitglied nur so viele Stimmen, wie Vorstandsmitglieder gewählt 
werden sollen. 

§ 12 Schluss der Versammlung 

Die Versammlung wird von der Versammlungsleitung geschlossen, wenn die Tagesordnung erledigt 
ist oder die Mehrheit der Teilnehmenden der Mitgliederversammlung es beschließt.  

§ 13 Inkrafttreten 

Diese Geschäftsordnung tritt mit ihrer Verabschiedung durch die Mitgliederversammlung in Kraft und 
wird auf der Website der IPPNW veröffentlicht. 

Berlin, 10. Mai 2025 
 


